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AnnaBurger-Haas
DieAargauerin ist 103 Jahre alt und zählt
damit zu einemexklusivenClub. Region

PatrickRahmen
Er ist endlich Trainer des FCBasel.
Auch über den Sommer hinaus? Sport

Kommentar

Handlungsbedarf
bei Kinderzulagen
ImAargau gibt es für ein Kind eine
monatliche Zulage von 200Franken
beziehungsweise eine Ausbildungszu-
lage von 250 Franken. Das entspricht
denMindestansätzen. Der Kanton ist
damit in guter Gesellschaftmit seinen
Nachbarn Solothurn undBaselland.
Zürich und Luzern richten etwas
höhere Leistungen aus. Noch etwas
weiter geht Bern, deutlichmehr gibt
es in den reichenKantonen Basel-
Stadt und Zug. Die höchsten Ansätze
kenntGenfmit bis zu 500Franken.

Nebst demAargau gelten in fünf
weiterenKantonen dieMindestsätze.
Das heisst umgekehrt, dass 20Kanto-
ne – zumTeil deutlich – grosszügiger
sind. Jetzt fordert die SP-Fraktion im
Grossen Rat eine Erhöhung auf das
Niveau von Basel-Stadt (275 bzw. 325
Franken). Der Ruf nachmehr Zulagen
ist berechtigt. Schliesslich soll der
Aargau nicht nur bei den Steuersätzen
und den Steuerabzügen, sondern
auch bei den Zulagen konkurrenzfä-
hig sein. Allerdings liegt eine Erhö-
hung auf dasNiveau von Basel-Stadt
mit seiner wertschöpfungsstarken
Wirtschaft nicht drin.

Viele werden jetzt sagen, auch eine
moderate Erhöhung auf 230 bzw. 280
Franken sei angesichts der heftigen
Wirtschaftskrise und der aktuell
ungewissenCorona-Aussichten im
Aargau nicht bezahlbar. Zu bedenken
ist aber, dass es von einemparlamen-
tarischenAuftrag bis zur Umsetzung
meistmehrere Jahre dauert. Bis dann
hat sich dieWirtschaft hoffentlich
erholt. Dannwürde demAargau eine
moderate Erhöhung gut anstehen.

Mathias Küng
mathias.kueng@
chmedia.ch

DieterEgli
Er zieht Bilanz nach 100
Tagen in der Aargauer
Regierung. Region

Alle früherenCVP-Bundesräte
fordernRahmenvertragmitEU
Sämtliche Alt-Bundesräte sind dafür, Viola Amherd ebenfalls. Sie widersprechen damit ihrer eigenen Partei.

Othmar vonMatt
und Francesco Benini

ArnoldKollerwill es, genausowieRuth
Metzler, Joseph Deiss und Doris Leut-
hard: Alle noch lebenden Alt-Bundes-
räte der CVP äussern sich für ein Rah-
menabkommenmit der EU.Damit ge-
hen sie auf Konfrontation zu ihrer
Partei und deren Präsident Gerhard
Pfister. Die CVP – neu Die Mitte – will
ein Rahmenabkommen nur dann,

wennderBundesrat substanzielle Ver-
besserungenausBrüssel zurückbringt.

Koller hält gegenüber CH Media
fest, mit dem Rahmenabkommen ste-
he für die Schweiz «sehr viel auf dem
Spiel».DeissundLeuthard sindderBe-
wegung «Progresuisse» beigetreten,
die sich für das Rahmenabkommen
einsetzt. «Ausser Null-Variante oder
Beitritt ist das Rahmenabkommender
einzige gangbare Weg», sagt Deiss.
Leuthard betont: «Den Marktzugang

mit einem Rahmenvertrag abzusi-
chern, ist vor allemfürdie Schweiz von
Vorteil.»Metzler äusserte sich in Inter-
views für das Abkommen. Und: Auch
die amtierendeBundesrätinViolaAm-
herd ist dafür.

Hat Präsident Pfister Angst, dass
sich die Mitte in dieser Frage spaltet?
«Überhaupt nicht», sagt er. «Die Posi-
tionderMitte ist seit zwei Jahrenunver-
ändert:DasRahmenabkommen inder
vorliegenden Form reicht nicht.»

In der Schweizer Landesregierung ist
es derweil zu einerMeinungsverschie-
denheit gekommen in der Frage, wel-
cher Bundesrat die EU-Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen tref-
fen soll. Aussenminister IgnazioCassis
schlug vor, dass er nach Brüssel reist.
Der Bundesrat hat die Aufgabe aber
Bundespräsident Guy Parmelin über-
tragen. Das Protokoll sehe es so vor.
Cassis hofftnun, dass erParmelinwird
begleiten können. Schwerpunkt

Der ganz grosse Ansturm auf die Apotheken imAargau ist gesternMittwoch zwar
ausgeblieben. Trotzdemhatten dieMitarbeitenden viel zu tun, und imHintergrund
wurden im Akkord weitere Test-Sets verpackt. Region Bild: Sandra Ardizzone (Baden, 7. April 2021)

DiekostenlosenCorona-Selbsttests sindgefragt

Telefonterror landet
vorObergericht
Aargau Vier Männer sollen ein Call-
Center im Kosovo beauftragt haben,
ihreFirmaetwaszuaggressiv zubewer-
ben – unter anderem sollen Nummern
mit einemStern imTelefonbuch ange-
rufenwordensein.Erstinstanzlichwur-
dendieMänner verurteilt. VorOberge-
richtwehrensie sichdagegen. Sie reich-
ten Tonaufnahmen ein, die ihre
Unschuld belegen sollen. (rka) Region

SPverlangthöhere
Kinderzulagen
Familienpolitik ImAargaugeltenwie in
fünf anderen Kantonen (darunter die
NachbarnSolothurnundBaselland)bei
den Kinder- beziehungsweise Ausbil-
dungszulagen dieMindestansätze von
200 beziehungsweise 250 Franken.
Das ist der SP-Fraktion imGrossenRat
entschieden zuwenig. In einerMotion
fordert sie eine Erhöhung auf 275 bzw.
325 Franken. So viel gibt es in Basel-
Stadt.EineErhöhungkämeallenFami-
lien zugute, argumentiert die SP,Fami-
lien mit tieferen Einkommen würden
davonvermehrt profitieren.DerRegie-
rungsrat kann das Ansinnen nachvoll-
ziehen, lehnt es aber vorab unter Ver-
weis auf die coronabedingte Wirt-
schaftskrise und die Kosten ab. (mku)
Kommentar 5. Spalte Region

USAbremsenhiesige
Steuerpolitik aus
Mindestsatz Die G20 machen vor-
wärts mit dem Projekt einer globalen
Mindeststeuer für Unternehmensge-
winne. Gestern bekräftigten die Fi-
nanzminister den Auftrag an die
OECD, bis Juli einen Umsetzungsplan
vorzulegen.Als treibendeKraftwirken
die USA. Die Schulden aus der Pande-
miebekämpfung wiegen schwer. Der
InternationaleWährungsfondsgehtda-
von aus, dass die Staatsverschuldung
pro Land im Mittel 100 Prozent der
Wirtschaftsleistung erreicht. In der
Schweiz erreicht die Verschuldungs-
quote nur etwas mehr als 30 Prozent.
Mit der Mindestbesteuerung will die
Gemeinschaft verhindern, dassUnter-
nehmen in Tiefsteuerländer wie die
Schweiz abwandern. (dz) Wirtschaft

Happy
Shopping!

Schönenwerd/Aarau · fashionfish.ch

Montag–Freitag
10.00–18.30 Uhr
Samstag
10.00–18.00 Uhr

9 772504 411705

4 0 0 1 4

Huwiler Iris  DVIGES
Rechteck



Aargau

«AlleVerästelungen
derKrisekönnenwir
nichtabdecken»
VolkswirtschaftsdirektorDieter Egli (SP) ist zuständig für die Verteilung der
Coronahilfsgelder. Das empfindet er als sinnstiftend, zuweilen aber auch als
brutal. DerWindischer sagt, wie es ihmnach 100Tagen als Regierungsrat geht.

Eva Berger (Interview)
und Britta Gut (Bild)

Dieter Eglis Büro befindet sich imWie-
landhaus,wenigeSchritte vomAarauer
Bahnhof entfernt. Er holt uns im Par-
terre ab. Sein Arbeitsweg habe sich
durch dieNähe zumBahnhof verkürzt,
was für ihn eine Umstellung bedeutet
habe, erzählt er unsaufdemWeg inden
fünften Stock. Dort führen wir – mit
Maske und Abstand – das Gespräch in
einem Sitzungszimmer. Der tägliche
Weg ist nur ein Detail, Eglis Arbeitsle-
ben hat sich vor gut drei Monaten
grundlegendverändert.AmSamstag ist
sein 100. Tag als Regierungsrat.

Siehabenam1. Januar 2021 Ihre
neueStelle angetreten.HabenSie
IhreMitarbeitendenüberhaupt
schoneinmal ohneMaskegesehen?
DieterEgli:OhneMaskenicht, undauch
noch nicht häufig physisch. Ich habe
michmiteinerVideobotschaftbei ihnen
vorgestellt.Mit denAbteilungsleiterin-
nen und -leitern traf ichmich aber per-
sönlich. Inzwischen besuche ich, mit
Einschränkungen,dieAbteilungenauch
und sehe verschiedeneMitarbeitende.

Gibt esderzeit physische
Regierungssitzungen?
Wir tauschen uns zwar mehrheitlich
online aus, aber es gab auch schonPrä-
senz-Sitzungen. Bei kontroversen Ge-
schäftenmitDiskussionsbedarf geht es
manchmalnicht anders.Aber selbstver-
ständlich nurmit Abstand.

ArbeitenSie auch imHomeoffice?
Ja.Aber ichhabevieleTerminevorOrt,
die ich wahrnehmen muss. Ich versu-
che, die Stosszeiten zu vermeiden,
wenn ich nach Aarau komme. Ich bin
auch nicht so gut darin, daheim zu
arbeiten. Es fällt mir oft schwer, eine
Struktur einzuhalten.

Ist dasHomeoffice für Sie alsokein
Modell fürdieZukunft?
Homeoffice hat Vorteile. Wenn man
damit einen Effizienzgewinn erreicht
oder auch ökologisch etwas herausho-
len kann, stelle ichmich gerne um.

Der 10.April ist IhrhundertsterTag
alsRegierungsrat. Ist Ihnender
Start gelungen?
Ich denke schon. Bisher habe ich mich
vor allem eingearbeitet. Die 100 Tage
als Meilenstein machen aber offenbar
schon Sinn: Ichmerke, wie ich jetzt an-
fangen kann, wirklich zu gestalten.

Waswardie grössteUmstellung?
InmeinemfrüherenBerufslebenmuss-
te ich meine Ideen selber umsetzen.
Jetzt habe ich Mitarbeitende, die sehr
engagiert sehr gute Arbeit leisten und
diedas realisieren,was ichmöchte.Da-
mitmussman umgehen können.

Verunsichert SiedieseneueVerant-
wortung?

Manchmal etwas.DieGeschäftehaben
jahrelange Vorgeschichten mit vielen
involviertenLeuten.VordiesemHinter-
grunddieVerantwortung fürdieArbeit
des gesamten Departements zu über-
nehmen, ist herausfordernd, aber auch
sehr spannend.

Wiegingesmit demRollenwechsel
vomGewerkschafter zumRegie-
rungsrat in einemKollegium?
Ich gehe heute abgeklärter, vielleicht
auch professioneller, mit Themen um.
Zudem konnte ich früher eher wählen,
womit ichmichbeschäftigte. Jetzt habe
ichmitGeschäftenzu tun,die ichvorher
weniger wahrnahm.

HabenSie einBeispiel?
Es sind Details, etwa gesetzgeberische
Prozesse in den Gemeinden und die
damit verbundenen Schwierigkeiten.
Wo ich früher schnell die ideologische
Brille aufsetzen konnte, betrachte ich
die Dinge heute differenzierter. Das
Verhältnis zu einer Vorlage ist sachli-
cher, obeinEntscheiddannpolitisch in
meinemSinnwäre, ist nicht immer das
Wichtigste.

Sie sindder einzigeLinke imRegie-
rungsrat, damit dürftenSiehäufig
konfrontiert sein.
DieMehrheitsverhältnisse sindklar,mir
ist bewusst, dass ich in der Minderheit
bin.Eskannalsonicht immermeinZiel
sein, zugewinnen.Umgekehrtweissdie
bürgerliche Mehrheit, dass 30 Prozent
der Aargauerinnen und Aargauer links
wählen und dass auch diese angespro-
chen werden müssen. Das ist eine Art
undWeise,mit politischen Fragen um-
zugehen, die ich so nicht kannte. Es ist
abgeklärter und weniger emotional
oder ideologisch geprägt.

Waswar in IhremneuenAmtbisher
amschönsten?
Fürmich ist das Schönste zu sehen,wie
engagiert dieMitarbeitenden sind und
wie verantwortungsvoll sie mit ihrer
Aufgabe umgehen.

KanntenSiedas aus IhrerZeit bei
derGewerkschaft dennnicht?

Doch, natürlich. Aber auf der Verwal-
tung arbeiten die Angestellten für die
ganze Bevölkerung, diese Verantwor-
tung ist ihnen bewusst. Dadurch ent-
steht eineArtGemeinschaftsgefühl, das
ich bei Organisationen und in der Pri-
vatwirtschaft sonicht erfuhr. Es ist ein-
drücklich, wie ich getragenwerde: Das
Schlimmste,wasmirbeiderArbeit pas-
sieren kann, ist, dass ich nachfragen
muss.Das ist beruhigend,weil ichnoch
längst nicht alles weiss.

WomithabenSie alsRegierungsrat
Mühe?
Brutal ist, einen Entscheid fällen zu
müssen, der direkt die Existenz von
Menschen beeinflusst.Das fährt schon
ein – zumBeispiel beiderVerteilungder
Coronahilfen.

Das ist IhreAufgabealsVolkswirt-
schaftsdirektor.Wie läuft das?
Das ist insgesamt eine positive Ge-
schichte in dieser Krise.Natürlichwür-
den wir diese Arbeit lieber nicht ma-
chenmüssen, aber sie istmotivierend –
und sinnstiftend, weil wir Menschen
helfen können.

DieBranchenverbändebeklagen
jedoch, dieHilfe reichenicht aus.
WieerklärenSiedas?
Alle Verästelungen der Coronakrise
könnenwir nicht abdecken. Das Frust-
rierende für viele ist, dass sie nicht
arbeiten dürfen, das können wir ihnen
nicht abnehmen. In jedem System von
finanziellen Hilfen gibt es zudem Spe-
zialfälle, die durch dieMaschen fallen.
Dass es Diskussionen gibt, ist klar.Wir
sind deswegen ständig mit den Bran-
chenverbänden imGespräch. Icherhal-
te auchpositiveRückmeldungen.Gera-
de bei den kleinen Unternehmen ist es
erstaunlich,wie vielmanmitdenBeträ-
gen auslösen kann.

Erholt sichdieAargauerWirtschaft
wieder aufdasNiveauvonvorher?
Es gibt Branchen, die relativ schnell
wieder auf die Beine kommenwerden.
Das haben wir im letzten Sommer bei
derGastronomie oder imDetailhandel
gesehen. Der Konsum kommt wieder,
da bin ich optimistisch. Schwieriger
wird es für die Exportwirtschaft, dort
haben wir den Peak der Auswirkungen
nochnicht erreicht.Auch imTourismus
fehlen die Perspektiven, weil niemand
weiss, wann die Menschen wieder
reisen werden. Das Gleiche gilt für die
Kultur und die Eventbranche, wo Pla-
nungssicherheit komplett fehlt.

Warumist dasmit derExportwirt-
schaft so einProblem?
Die Nachfrage ist zusammengebro-
chen.Esgibt inderWeltwirtschaft gros-
se Verwerfungen,man kann sichweni-
ger auf die bisherigen Gesetzmässig-
keiten verlassen. Auch der Tourismus
ist extremherausgefordert.Die fehlen-
de Perspektive können wir mit Härte-
fallgeldern nicht lösen.

Dasheisst, dieArbeitslosigkeitwird
steigen?
Eine der Langzeitfolgen der Pandemie
wird sein, dass wir Arbeitsplätze ver-
lieren, leider einmalmehr inderprodu-
zierenden Industrie. Die Krise zeigt,
dass jene, die es in der Arbeitswelt
sowieso schon schwer haben, noch
mehr unter Druck kommen. Schlecht
Ausgebildete und Menschen in bereits
prekärenVerhältnissen sind immer die
ersten, die leiden.

Braucht es eher soziale alswirt-
schaftlicheMassnahmenzur
BekämpfungderLangzeitfolgen
derKrise?
Beides. Die Wirtschaftsmassnahmen
sind jetzt elementar. Wenn die Nach-
fragewiederda ist,mussdieWirtschaft
bereit sein.VieleArbeitnehmendemüs-
sen sich aber neu orientieren. Sie müs-
sen sich entwickeln und an die Verän-
derungen anpassen können. Wir müs-
sen ihnen diese Möglichkeit geben,
etwamit persönlichenStandortbestim-

mungenundWeiterbildungen.Wir sind
jetzt imSofort-Hilfe-Modus, aberdiese
Fragen dürfenwir nicht ausklammern.

Aktuell verlangt einVorstoss er-
leichterte Steuerabzüge fürWeiter-
bildungen.Würde soetwas reichen?
SteuerlicheMassnahmensindeinWeg.
DasanderewärengesetzgeberischeAn-
passungenzurAus- undWeiterbildung.
Da gibt es noch Möglichkeiten. Weiter
sollte man auch wieder die Sozialpart-
ner andenTischholen:Chefinnen,An-
gestellte undUnternehmermüssenge-
meinsam Lösungen finden, damit alle
eine Perspektive haben. Dort könnte
der Kanton eine aktivere Rolle spielen.

Wonoch?
Auchdie IntegrationvonMigrantinnen
undMigranten ist zentral und fürmich
eine ebenso wichtige Aufgabe wie die
wirtschaftliche Hilfe. Wir müssen die
Gesellschaft als Ganzes stärken, das
habe ich schon vor Corona gesagt. Ich
bin aber auch beeindruckt, was bei der

Aufstieg: Dieter Egli,
zuvor Co-Fraktionspräsi-
dent der SP im Grossen
Rat, ist seit 1. Januar 2021
im Regierungsrat. (Aarau,
30. März 2021)

«Brutal ist, einen
Entscheid fällen
zumüssen,
derdirektdie
Existenzvon
Menschen
beeinflusst.»
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Huwiler Iris  DVIGES
Schreibmaschine
AZ, 08.04.21
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Integration bereits im Gang ist, darauf
kannman aufbauen.

Daswirdaber imAargaueher
zurückhaltenderwähnt…
Das ist schade, denn es läuft viel. Bald
steht die Verlängerung des kantonalen
Integrationsprogramms an. Wichtig
sind dabei die sieben regionalen Integ-
rationsfachstellen, bei denen die Ge-
meindenbeteiligt sind.DiesesEngage-

ment wollen wir verbreitern und der
IntegrationeinengrösserenStellenwert
in der öffentlichen Wahrnehmung ge-
ben.DieGemeindenmachendas schon
längst. Kantonal ist das Thema noch
weniger präsent.

Hat es inderKriseüberhaupt
Platz für anderes?
Das muss sein. Die Herausforderung
ist, dass das normaleLebenweitergeht
undmaneinenAlltagfindet.Wirwissen
nicht, obundwannwirdieKriseeinfach
für beendet erklären können.

EineandereKrise ist derKnatsch
aufder Staatsanwaltschaft Zofin-
gen-Kulm.Warumlässt sichdiese
nicht endlich lösen?
Das ist einArbeitskonflikt, den ichauch
inanderenSituationen schonangetrof-
fen habe und der lösbar ist. Auf der
Staatsanwaltschaft ist es schwieriger,
weil deren Arbeit exponiert ist, das ist
eine neue Erfahrung für mich. Wir ha-
benBegleitmassnahmengetroffen,und
ich bin zuversichtlich, dass wir damit
wieder in ruhigeres Fahrwasser kom-
men. Die Qualität der Arbeit von allen
stimmt, daran liegt es nicht.

Also ist es rein zwischenmensch-
lich. SindSie Schiedsrichter?
Ich will den Leuten Vertrauen geben –
auch in sich selbst.Wer seiner eigenen
Arbeit vertraut, kann auchmit schwie-
rigen Situationen und zwischen-
menschlichen Spannungen umgehen.
Auch das gehört zur Professionalität.

AuchdiePolizeiwar indiesem
ZusammenhangThema.Braucht es
eineEinheitspolizei?
Das ist eine Frage des politischenWil-
lens, die diskutiert werdenmuss.

Daswird schon langegemacht.
Die Einheitspolizei ist nicht einfach
logische Folge einer Entwicklung. Wir
haben 2006 Ja zum dualen Polizeisys-
tem gesagt, das hat sich bis jetzt
bewährt.Es ist nicht eine fachliche, son-
derneinepolitischeDiskussion.Beides
ist machbar und es gibt auch beide
Systeme. Es ist aber illusorisch zumei-
nen, mit der Einheitspolizei kläre sich
die Frage, was uns die Sicherheit auf
kommunalerundauf kantonalerEbene
wert ist.DerAargauhat imKantonsver-
gleich schweizweit amwenigsten Poli-
zeikräfte.Wir brauchenmehrRessour-
cen, unabhängig vomSystem.

Waswäre Ihnenpersönlicham
liebsten?
Mir ist das Systemam liebsten, das von
der Bevölkerung getragen wird. Die
Umfragen zeigen, dass sich die Leute
mit dem dualen System wohlfühlen,
aber etwas anderes kennen sie ja nicht.
Darumgibt esdieses JahrdenPlanungs-
bericht zumThema. Ichwill dieEvalua-
tion des Systems sorgfältig angehen –
und dabei auf jeden Fall die politische
Diskussion zulassen.

«Wirbrauchen
beiderPolizei
mehrRessourcen,
unabhängigvom
System.»

Persönlich

Dieter Egli, Vorsteher des Departe-
ments Volkswirtschaft und Inneres, wur-
de am 18. Oktober 2020 imerstenWahl-
gang in den Aargauer Regierungsrat
gewählt. Die SP verteidigtemit ihm den
Sitz von Urs Hofmann. Der Windischer
Egli wurde am 9. Mai 1970 geboren.
2002 wurde er in den Grossen Rat ge-
wählt, ab 2008war er Co-Fraktionschef
der SP. In seinem früheren Arbeitsleben
war der Soziologe Leiter Kommunika-
tion und Mediensprecher bei der Ge-
werkschaft Syna. (eva)

SPwilldeutlichhöhereZulagen
fürKinderundAusbildung
Regierung lehnt Forderungmit Verweis auf die coronabedingte
Wirtschaftskrise ab. Der Entscheid liegt jetzt beimGrossenRat.

Mathias Küng

In einer Motion fordert die SP-
Fraktion des Grossen Rates
(Sprecherin Claudia Rohrer)
eine Erhöhung der Familienzu-
lagen.Demnachsoll dieKinder-
zulage neu monatlich mindes-
tens 275 Franken (heute 200
Franken) betragen, die Ausbil-
dungszulage mindestens 325
Franken (heute 250) proMonat
je anspruchsberechtigtemKind.
Zudemsoll dieRegierungkünf-
tig teuerungsbedingteErhöhun-
gen vorschlagen.

Familien tragen besondere
nicht zuletzt auchfinanzielleBe-
lastungen, begründet die SP-
Fraktion ihren Vorstoss. Der
Aargau richte aktuell nur die
Mindestzulagenaus.EineErhö-
hungkommeallenFamilien zu-
gute. Die Familien mit tieferen
Einkommen profitierten davon
vermehrt,«da sie trotz leichthö-
herem Einkommen weiterhin
keine Steuern darauf zahlen».

SP führtdenKanton
Basel-StadtalsVorbildan
Die Familien mit hohen Ein-
kommenmüssteneinenTeil der
erhaltenenFamilienzulageüber
die Steuern an die Allgemein-
heit zurückgeben. Die SP ver-
weist darauf, dass der Kanton
Basel-Stadt bereits die Ansätze
von 275 beziehungsweise 325
Franken pro Kind kennt.

Aus der inzwischen vorlie-
genden Antwort der Regierung
geht hervor, dass sie den Vor-
stoss ablehnt. Die Kinder- und
die Ausbildungszulagen (Fami-
lienzulagen) entsprächen den
Mindestansätzen, und 20 Kan-
tone richten heute zum Teil
deutlich mehr als die Mindest-
ansätzeaus, heisst es inderAnt-
wort. Insofern könne man das
Anliegen nachvollziehen.

ForderungderSPkostet
118,4MillionenFranken
Die Regierung hat in einer Mo-
dellrechnungdreimöglicheSze-
narien rechnen lassen: 1. Erhö-
hungderFamilienzulagen (Kin-
derzulage/Ausbildungszulage)
auf Franken 230/280, 2. Erhö-
hung der Familienzulagen auf
275/325, 3. Erhöhungder Fami-
lienzulagen auf 300/350.

Rund 25 Prozent der zula-
genrelevantenLohnsummevon
Arbeitgebern,welchederkanto-
nalen Familienausgleichskasse

angeschlossen sind, entfallen
auf den Kanton Aargau selbst
oder auf öffentlich-rechtliche
Unternehmungen, schreibt die
Regierung, zum Beispiel Fach-
hochschule Nordwestschweiz,
SVA Aargau. Die zusätzlichen
Kosten, die eine Erhöhung der
Familienzulagen verursacht,
wären in diesem Mass letztlich
durch die öffentliche Hand zu
finanzieren.

Als Vorbemerkung hält der
Regierungsrat fest, dass seine
Ergebnisse aus einer Modell-
rechnungSchätzungensindund
lediglich die Zahlen der kanto-
nalen Familienausgleichskasse
zeigen, die rund die Hälfte der
Familienzulagen im Kanton
Aargau entrichtet.

Bei der von denMotionären
gefordertenErhöhungderFami-
lienzulagen (auf 275 bezie-
hungsweise 325Franken) resul-
tieren laut Regierungsrat hoch-
gerechnet schätzungsweise
Mehrkosten von jährlich insge-

samt 118,4 Millionen Franken.
Zum Vergleich: Die Variante
230/280 würde 53 Millionen
kosten, die Variante 300/350
sogar 155Millionen Franken.

Regierungverweist auf
diehohenCoronakosten
Das vergangene Jahr war ge-
prägt von der Covid-19-Pande-
mieundderdaraus ausgelösten
Gesundheits- und Wirtschafts-
krise. Das reale Bruttoinland-
produkt des Kantons sank um
2,8 Prozent. Zahlreiche Arbeit-
geber meldeten Kurzarbeit an.
Im Rahmen der Härtefallmass-
nahmenmusstenvieleAargauer
Unternehmen finanziell unter-
stützt werden, begründet die
Regierung ihre Ablehnung.

Der Verlauf der Pandemie
und die weitere konjunkturelle
Entwicklung seien zudem sehr
ungewiss.Esherrscheeinenoch
nie da gewesene Planungsunsi-
cherheit, heisst es in der Ant-
wort, undweiter:«Unterdiesem
Blickwinkel ist eine Erhöhung
der Familienzulagen aufgrund
der daraus resultierenden be-
trächtlichenMehrkosten fürdie
Arbeitgeber im jetzigen Zeit-
punkt nicht opportun.»

Aargaugewährtdafürhohe
Steuerabzüge fürKinder
ZudemgewährederAargau an-
ders als andere Kantone bei-
spielsweise bei den Steuern
grosszügigeKinderabzüge (Kin-
der bis 14 Jahre: 7000 Franken;
Kinder bis 18 Jahre: 9000Fran-
ken; Kinder ab 18 Jahre in Aus-
bildung: 11 000Franken).Die-
seBetrachtungsweise relativiere
auch den Kantonsvergleich zur
Höhe der Familienzulagen.

Kinder- und Ausbildungs-
zulagen im Vergleich

Kanton in Fr./Monat

Aargau 200/250

Baselland 200/250

Basel-Stadt 275/325

Bern 230/290

Luzern 200/250

Solothurn 200/250

Zug 300/300*
Zürich 200**/250
* 300 Fr. bis 18 Jahre, 350 Fr. danach.
** 200 Fr. bis 12 Jahre, 250 Fr. danach

Quelle: Bundesamt für Statistik

Die Frage, wie hoch die Kinderzulagen im Aargau künftig sein sollen,
ist politisch stark umstritten. Symbolbild: Corinne Glanzmann

Mehrheit fürGesamtverkehrskonzeptOase
Grosser Rat Die Kommission
fürUmwelt,Bau,Verkehr,Ener-
gie und Raumordnung (UBV)
spricht sichmehrheitlich fürdie
vom Regierungsrat vorgeschla-
genen Anpassungen des kanto-
nalen Richtplans in den Regio-
nen Baden-Wettingen und
Brugg-Windisch aus.

Das regionale Gesamtver-
kehrskonzept Ostaargau Oase
bezweckt neben der Stärkung
des Fuss- und Veloverkehrs so-
wie des öffentlichen Verkehrs

vor allem eine Entlastung der
StadtzentrenvonBruggundBa-
den vomDurchgangsverkehr.

Minderheit bezweifelt,
dassZiele soerreichbar sind
Die Kommissionsmehrheit
sieht darin eine Möglichkeit,
dieseRegionen vomVerkehr zu
entlastenund so ihreAttraktivi-
tät auchkünftig sicherzustellen.
Eine Kommissionsminderheit
bezweifelt, dass dies mit dem
Ausbauder Infrastruktur fürden

motorisierten Individualverkehr
erreicht werden kann, da neue
Strassen bisher immer auch zu
einer Verkehrszunahme führ-
ten. Die Kommission ist mit
grosserMehrheit für eineErgän-
zungderPlanungsanweisungen,
wonachdieZentrumsentlastun-
gen von Baden und von Brugg-
Windisch koordiniert erfolgen
sollen. Damit solle verhindert
werden, dass eine der beiden
Regionen zumNachteil der an-
deren entlastet wird. (az)
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Ammann Yanick  DVIGES
Schreibmaschine
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